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gemessen werden, weisen auch mit der Kri-
minalitätsfurcht einen engen Zusammenhang
auf - insbesondere in Ostdeutschland6. 84 Pro-
zent der Ostdeutschen, die keine Anomiesymp-
tome aufweisen, fühlen sich in ihrer Wohnge-
gend sicher, gegenüber lediglich 32 Prozent
derjenigen, die  mehrere derartige Symptome
zeigen. Bei der westdeutschen Bevölkerung
sinkt zwar auch das Sicherheitsgefühl mit der
Zunahme von Anomiesymptomen, aber der
Zusammenhang ist weniger deutlich.

Als Fazit läßt sich festhalten, daß alle hier be-
trachteten subjektiven Indikatoren darauf hin-
deuten, daß die Bürger der öffentlichen Sicher-
heit in der Bundesrepublik im Herbst 1998 ein
ungleich besseres Zeugnis ausstellen als 1993.
Bei einer am Ende der neunziger Jahre wieder
rückläufigen Gesamtkriminalitätsbelastung hat
nicht nur die Zufriedenheit mit dem Schutz vor
der Kriminalität zugenommmen, sondern es
ist auch die subjektive Erwartung, Opfer ei-
nes Verbrechens zu werden, deutlich gesun-
ken. Damit einher geht ein ebenfalls beachtli-
cher Anstieg des subjektiven Empfindens von
Sicherheit in der unmittelbaren Wohngegend.
Trotz dieser im Vergleich zu 1993 positiven
Entwicklungen wird das Wohlbefinden der
Bürger nach wie vor durch Krimialität beein-
trächtigt: Im Vergleich zu anderen Aspekten
der Lebensverhältnisse ist die Zufriedenheit
mit der öffentlichen Sicherheit ausgesprochen
niedrig, und nach wie vor beurteilen die ost-
deutschen Bürger die öffentliche Sicherheit
ungünstiger als die westdeutschen, aber die
Unterschiede haben sich gegenüber 1993 deut-
lich verringert.

Heinz-Herbert Noll  und
Stefan Weick, ZUMA
Tel.: 0621/1246-241/-245

1 Der Wohlfahrtssurvey wurde 1998 zum
siebten Mal durchgeführt und speziell für
die Wohlfahrtsmessung und Analyse der Le-
bensqualität konzipiert. Dabei wurden
2007 Personen in den alten Bundesländern
und 1035 Personen in den neuen Bundes-
ländern befragt (vgl. dazu ISI Nr. 22, Juli
1999, Seite 2).

2 Auf die in diesem Zusammenhang relevan-
te Dunkelzifferproblematik kann an dieser
Stelle nicht näher eingegangen werden.

3 Der Rückgang zwischen 1962 und 1963 ist
lediglich ein statistisches Artefakt und be-
ruht darauf, daß die Straßenverkehrsdelikte
seither nicht mehr in der PKS berücksich-
tigt werden.

4 Zu den mit der Einführung der PKS in den
neuen Ländern verbundenen Erfassungs-
problemen vgl. u.a. Kerner (1997).

5 Vgl. dazu auch E.A. Fattah (1993).
6 Vgl. dazu auch die Ergebnisse einer

Längsschnittstudie zur Kriminalitätsfurcht
in Dresden (Reuband 1999).
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Freiheit, Sicherheit und
Gerechtigkeit
Unterschiedliche Bewertungen in Ost- und Westdeutschland

Moderne Wohlfahrtsstaaten wie die Bundesrepublik Deutschland ermöglichen den mei-
sten Bürgern ein Leben in Wohlstand und eine umfassende gesellschaftliche Teilhabe.
Sozialstaatliche Regelungen gewährleisten ein bemerkenswertes Maß an sozialer Sicher-
heit, die Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums sorgt für mehr Gerechtigkeit, und
die Verfassung garantiert eine Vielzahl von Freiheitsrechten. Inwieweit Freiheit, Sicher-
heit und Gerechtigkeit verwirklicht sind, läßt sich jedoch nicht allein anhand gesetzlicher
Bestimmungen und institutioneller Arrangements ermessen, sondern ist auch von einer
Vielzahl sozioökonomischer Rahmenbedingungen und individueller Partizipationschancen
abhängig. Die subjektive Wahrnehmung von Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit durch
die Bürger kann helfen, Diskrepanzen zwischen gesellschaftlichen Leitbildern und gesell-
schaftlicher Realität aufzudecken und deren Ursachen zu erkennen. Die Datenbasis für
die nachfolgenden Analysen ist der Wohlfahrtssurvey 1998, eine Repräsentativumfrage in
den alten und neuen Ländern (vgl. S. 5, Anmerkung 1).

Freiheitsrechte gelten als weitgehend
verwirklicht

Die Freiheitsrechte sind im Grundgesetz fest-
geschrieben. Hier werden unter anderem das
Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit,
die Freiheit des Glaubens, das Recht der frei-
en Meinungsäußerung und das Recht, Beruf,
Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu
wählen, garantiert. Inwieweit diese Freiheits-
rechte verwirklicht sind, bewerten die  Bürger
ganz unterschiedlich.1

Die Mehrheit der Bevölkerung ist der Mei-
nung, daß die Glaubensfreiheit in der Bundes-
republik realisiert ist (Tabelle 1). Auch das
Recht auf freie Meinungsäußerung wird von
den meisten als gegeben angesehen, acht von
zehn Westdeutschen und sieben von zehn Ost-
deutschen meinen, daß man immer und über-
all seine Meinung frei äußern kann.
Die Freiheit, so zu leben wie man will, und
die Berufsfreiheit werden in Ost und West ganz
unterschiedlich beurteilt: Während die über-
wiegende Mehrheit der westdeutschen Befrag-
ten sagt, daß diese Rechte verwirklicht seien,
beklagt ein Großteil der Bürger in den neuen
Bundesländern größere Defizite. Jeder zweite
meint, daß das Recht auf freie Entfaltung der

Persönlichkeit eingeschränkt ist und sieben
von zehn Befragten sehen die Freiheit der
Berufswahl nicht verwirklicht.

Zwischen den einzelnen Bevölkerungsgrup-
pen gibt es bemerkenswerte Unterschiede bei
der Wahrnehmung und Bewertung der Frei-
heitsrechte. Besserverdienende sind häufiger
als Einkommensschwache davon überzeugt,
daß diese Rechte verwirklicht sind, und Er-
werbstätige meinen dies öfter als Arbeitslose.
Die Resultate verdeutlichen, wie sehr die in-
dividuell wahrgenommene Freiheit von der
Höhe des Einkommens und vom Erwerbssta-
tus, kurz: von den individuellen Partizipati-
onschancen abhängig sein kann.

Auch das Lebensalter wirkt sich auf das Ur-
teil über die Freiheitsrechte aus. Die Bewer-
tung der Berufsfreiheit beispielsweise fällt bei
den 18-34jährigen deutlich positiver aus als
bei den Älteren. Hierfür dürfte in erster Linie
ein ungleiches Ausmaß an Mobilität  und Fle-
xibilität verantwortlich sein. Weil jüngere
Menschen seltener familiär, beruflich bzw.
örtlich gebunden sind, haben sie größere Chan-
cen, Beruf, Ausbildungsstätte und Arbeitsort
frei zu wählen, bzw. überhaupt einen Arbeits-
platz zu finden.
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Die Bewertung gesellschaftlicher Verhältnis-
se wird nicht nur von individuellen Partizipa-
tionschancen beeinflußt, sondern auch von der
politisch-ideologischen Orientierung. Zwi-
schen den Anhängern der verschiedenen Par-
teien gibt es zum Teil erhebliche Meinungs-
unterschiede. Am kritischsten von allen Be-
fragten sind im Westen die Sympathisanten der
Grünen und im Osten die der PDS. Eine be-
tont kritische Sicht auf die Gesellschaft ge-
hört offensichtlich nicht nur zur politischen
Identität dieser Parteien, sondern auch zum
Selbstbild vieler ihrer Anhänger.

Mängel bei Schutz vor Kriminalität und
sozialer Sicherheit

Wie lebenswert eine Gesellschaft ist, bemißt
sich nicht allein am Umfang der garantierten
Freiheiten, sondern auch daran, ob die öffent-
liche Sicherheit gewährleistet ist, inwieweit
die Bürger bei Arbeitslosigkeit, Krankheit und
im Alter gesichert sind und in welchem Maße
die Umwelt geschützt wird.

Die Mehrheit der Bevölkerung meint, daß so-
wohl der Schutz des Eigentums als auch der
Schutz der Umwelt gewährleistet sind, West-
und Ostdeutsche sind sich in diesem positi-
ven Urteil weitgehend einig (Tabelle 2).
Schlechter werden dagegen die öffentliche Si-
cherheit und die soziale Sicherheit beurteilt.
Jeder zweite Westdeutsche sieht Mängel beim
Schutz vor Kriminalität und etwa jeder dritte
beklagt Defizite bei der sozialen Sicherheit.
In den neuen Bundesländern meinen sieben

von zehn Bürgern, daß die öffentliche Sicher-
heit bzw. die soziale Sicherheit nicht verwirk-
licht sind.

Vor allem Anhänger der Grünen und jüngere
Leute sehen Defizite beim Umweltschutz, ins-
besondere ältere Menschen beklagen fehlen-
den Schutz vor Kriminalität, und hauptsäch-
lich Arbeitslose und Einkommensschwache
kritisieren Mängel bei der sozialen Sicherheit.
Diese Ergebnisse sind nicht besonders über-
raschend, sie machen aber doch noch einmal
deutlich, daß die Bewertung von Schutz- und
Sicherheitsaspekten nicht nur auf tatsächliche
Benachteiligungen zurückzuführen ist, son-
dern auch auf ein unterschiedlich ausgepräg-
tes Problembewußtsein, auf unterschiedliche
Ansprüche und Erwartungen der Menschen.

Erhebliche Defizite bei Chancengleichheit
und Verteilungsgerechtigkeit

Gleichheit und Gerechtigkeit sind weitere
Merkmale, die die Lebensverhältnisse in ei-
ner Gesellschaft prägen. Im Grundgesetz sind
der Gleichheitssatz, der Gleichberechtigungs-
grundsatz und das Differenzierungsverbot
festgeschrieben.

Die Bewertung durch die Bevölkerung deckt
erhebliche Diskrepanzen zwischen Verfas-
sungstext und der erlebten Verfassungswirk-
lichkeit auf (Tabelle 3). Daß es in der Bun-
desrepublik Chancengleichheit unabhängig
von der Herkunft gibt, meint nur ein kleiner
Teil der Menschen, nicht einmal jeder zweite
im Westen und nur etwa jeder vierte im Osten.
Selbst die Gleichstellung von Mann und Frau
und die Solidarität mit Hilfebedürftigen wird
von vielen als nicht verwirklicht angesehen.
Daß diese Gesellschaft gerecht ist, glauben die

In der Bundesrepublik „ganz und gar“ bzw. „eher realisiert“...

Glaubens- Meinungs- Freiheit der Freie
freiheit freiheit Lebensgestaltung Berufswahl

West Ost West Ost West Ost West Ost
                                                                                                    in %

Insgesamt 96 94 80 69 72 52 78 32
Geschlecht
   Männer 96 93 84 70 75 52 80 36
   Frauen 95 95 77 68 69 52 76 28
Alter
   18-34 Jahre 93 91 80 62 68 46 81 46
   35-59 Jahre 96 95 78 68 70 50 76 27
   über 60 Jahre 97 96 85 76 80 61 78 25
Einkommenslage1

   Oberstes Quintil 97 94 85 70 76 60 80 33
   Unterstes Quintil 93 89 77 57 68 41 72 37
Erwerbsstatus
   Erwerbstätig 95 94 81 66 70 48 80 31
   Arbeitslos 96 94 71 64 69 47 71 33
Parteipräferenz
   SPD 94 95 83 75 72 59 76 30
   CDU/CSU 97 97 85 88 77 69 80 48
   FDP 93 / 91 / 71 / 88 /
   Bündnis‘90/Grüne 95 / 72 / 68 / 77 /
   PDS / 92 / 55 / 42 / 25

1 Bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen.
/ Fallzahl < 30.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 1: Freiheitsrechte im Urteil der Bürger

In der Bundesrepublik „ganz und gar“ bzw. „eher realisiert“...

Schutz des  Umweltschutz Öffentliche Soziale
Eigentums Sicherheit Sicherheit

West Ost West Ost West Ost West Ost
                                                                                                    in %

Insgesamt 85 70 62 64 50 29 63 33
Geschlecht
   Männer 87 70 63 65 56 31 67 35
   Frauen 83 71 61 63 44 28 59 31
Alter
   18-34 Jahre 87 70 59 56 53 35 62 39
   35-59 Jahre 84 70 60 64 52 28 62 29
   über 60 Jahre 84 72 68 70 42 26 65 35
Einkommenslage1

   Oberstes Quintil 87 76 62 67 50 32 69 31
   Unterstes Quintil 85 64 65 65 53 25 55 22
Erwerbsstatus
   Erwerbstätig 85 69 61 61 52 29 64 31
   Arbeitslos 86 62 62 65 38 32 45 30
Parteipräferenz
   SPD 85 76 61 61 47 30 65 39
   CDU/CSU 88 82 69 76 51 42 69 53
   FDP 79 / 49 / 56 / 69 /
   Bündnis‘90/Grüne 84 / 32 / 53 / 57 /
   PDS / 60 / 54 / 19 / 25

1 Bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen.
/ Fallzahl < 30.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 2: Schutz und Sicherheit im Urteil der Bürger
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wenigsten. Nur drei von zehn Westdeutschen
und nicht einmal jeder zehnte Ostdeutsche sa-
gen, daß der Wohlstand in dieser Gesellschaft
gerecht verteilt wird.

Weiterführende Untersuchungen zeigen, daß
die Bewertung von Gleichheit und Gerechtig-
keit von kollektiv geteilten Benachteiligungs-
erfahrungen abhängig ist: Frauen kritisieren
Defizite bei der Gleichstellung der Geschlech-
ter häufiger als Männer; Arbeitslose und Ein-
kommensschwache beklagen fehlende Solida-
rität und mangelnde Chancengleichheit öfter
als Erwerbstätige und Leute mit höherem Ein-
kommen.

Das war nicht anders zu erwarten, überra-
schend ist jedoch, daß diese Zusammenhänge
nur schwach ausgeprägt sind. Auch ein Groß-
teil der Männer meint, daß die Gleichberech-
tigung nicht realisiert ist und selbst viele der
Besserverdienenden glauben, daß Chancen-
gleichheit und eine gerechte Verteilung des
Wohlstandes nicht verwirklicht sind. Öffent-
liche Diskussionen über soziale Benachteili-
gung haben offensichtlich auch bei den nicht
Betroffenen ein Problembewußtsein geschaf-
fen, das zuweilen über das der tatsächlich Be-
nachteiligten hinausgeht: Nicht die Frauen
äußern sich am kritischsten zur Gleichberech-
tigung, sondern die Anhänger der PDS, und
nicht die Arbeitslosen beklagen sich am häu-
figsten über mangelnde Solidarität, sondern
die Sympathisanten der Grünen.

In der Bundesrepublik „ganz und gar“ bzw. „eher realisiert“...

Gleichstellung Solidarität Chancen- Gerechte Verteilung
von Mann und Frau    mit Hilfebedürftigen gleichheit des Wohlstandes

West Ost West Ost West Ost West Ost
                                                                                                     in %

Insgesamt 65 52 49 37 45 23 29 8
Geschlecht
   Männer 72 55 51 40 49 20 31 6
   Frauen 59 49 47 35 42 24 27 10
Alter
   18-34 Jahre 67 61 44 42 43 26 29 10
   35-59 Jahre 62 48 47 34 41 20 27 6
   über 60 Jahre 69 48 57 38 54 23 34 9
Einkommenslage1

   Oberstes Quintil 63 48 48 30 48 22 34 5
   Unterstes Quintil 64 49 47 35 39 20 23 8
Erwerbsstatus
   Erwerbstätig 68 52 47 37 45 23 29 8
   Arbeitslos 54 54 37 31 33 18 24 6
Parteipräferenz
   SPD 62 44 47 38 42 20 22 4
   CDU/CSU 71 75 57 57 54 41 41 21
   FDP 69 / 56 / 62 / 35 /
   Bündnis‘90/Grüne 45 / 27 / 33 / 15 /
   PDS / 33 / 31 / 6 / 4

1 Bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen.
/ Fallzahl < 30.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 3: Chancengleichheit und Gerechtigkeit im Urteil der Bürger

Erstaunlich positive Gesamtbewertung

Die präsentierten Befunde vermitteln das Bild
einer Bevölkerung, die eine Vielzahl von ge-
sellschaftlichen Problemen wahrnimmt: De-
fizite bei Chancengleichheit und Gleichberech-
tigung sowie Mängel beim Schutz vor Krimi-
nalität und bei der sozialen Sicherheit. Selbst
elementare Freiheitsrechte sehen einige als
nicht verwirklicht an. Wie die Bürger die bun-

desdeutsche Gesellschaft insgesamt bewerten,
zeigt die Zustimmung zur Aussage „In einem
Land wie Deutschland kann man sehr gut le-
ben“. 2

Die überwiegende Mehrheit stimmt dem mehr
oder weniger zu, 93 Prozent der Westdeutschen
und 79 Prozent der Ostdeutschen (Abbildung
1). Von einer generellen Kritik am „Modell
Bundesrepublik“ kann demnach keine Rede
sein. Das Urteil der Ostdeutschen fällt etwas
schlechter aus: Nur 13 Prozent der Ostdeut-
schen halten die Gesellschaft uneingeschränkt
für sehr lebenswert. In Westdeutschland ist der
Anteil mit 37 Prozent immerhin fast dreimal
so groß. Mehr als ein Fünftel der Ostdeutschen,
aber nur 7 Prozent der Westdeutschen, bezwei-
feln, daß die Bundesrepublik ein Land ist, in
dem man sehr gut leben kann.

Angesichts der Vielzahl von gesellschaftlichen
Defiziten, die von den Menschen wahrgenom-
men werden, wird die Gesellschaft insgesamt
überraschend positiv beurteilt. Die Vermutung
liegt nahe, daß es weitere relevante Merkmale
einer „guten Gesellschaft“ gibt, die wesent-
lich zu dem positiven Gesamturteil beitragen,
Hierzu könnte das vergleichsweise hohe Wohl-
standsniveau in der Bundesrepublik gehören.
Das führt uns zur Frage, wie wichtig Wohl-
stand, Freiheitsrechte, Schutz vor Kriminali-
tät, soziale Sicherheit, Chancengleichheit und
soziale Gerechtigkeit etc. für die Bewertung
der Gesellschaft sind.

Ausgangspunkt der folgenden Analyse sind die
bisher präsentierten Merkmale einer lebens-
werten Gesellschaft. Aus inhaltlichen und me-
thodischen Gründen wurden aus dem Geflecht
der vielen, teilweise miteinander korrelieren-
den Items im Rahmen einer Faktorenanalyse
drei unabhängige Dimensionen extrahiert:
Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit. Jede
dieser Dimensionen bündelt eine Vielzahl von

Graphik 1: Gesamtbewertung der Gesellschaft

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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inhaltlich zusammengehörenden Einzelaspek-
ten. Um ein Beispiel zu nennen: Die Dimen-
sion Freiheit setzt sich vor allem aus den Fak-
toren Glaubensfreiheit, Politische Freiheit,
Meinungsfreiheit und Freiheit der Lebensge-
staltung zusammen. Um das Wohlstandsniveau
in vergleichbarer Weise, das heißt im Sinne
einer Bewertung bestehender Verhältnisse, ab-
zubilden, wurde ein einfacher Index berech-
net. Dieser Wohlfahrts-Index ergibt sich aus
der Summe der Zufriedenheit mit dem Haus-
haltseinkommen und der Zufriedenheit mit
dem Lebensstandard.

Die Ergebnisse der Analyse zeigen, daß Frei-
heit, Sicherheit, Gerechtigkeit und Wohlstand

wesentliche Bestimmungsgrößen für die Be-
wertung der Gesellschaft sind. Je mehr diese
Merkmale einer guten Gesellschaft als ver-
wirklicht angesehen werden, desto positiver ist
das Gesamturteil. Auch das Wohlstandsniveau
hat einen erheblichen Einfluß. Das bedeutet,
daß das Urteil über die Gesellschaft auch des-
halb so positiv ausfällt, weil das materielle
Lebensniveau in der Bundesrepublik sehr hoch
ist und fast alle sozialen Gruppen daran teil-
haben - wenn auch in unterschiedlichem Aus-
maß. Darüber hinaus macht die Analyse deut-
lich, daß in Ost und West unterschiedliche
Wertmaßstäbe existieren. Für die Westdeut-
schen sind Freiheit und Wohlstand von großer
Bedeutung, also die Dimensionen, die als eher

unproblematisch gelten. Sicherheits- und Ge-
rechtigkeitsaspekte sind dagegen weniger
wichtig. Die Menschen in den neuen Bundes-
ländern setzen andere Prioritäten. Gerechtig-
keit und Sicherheit sind besonders relevant -
also ausgerechnet die Dimensionen, bei denen
die größten Defizite gesehen werden. Entge-
gen dem verbreiteten Vorurteil messen die
Ostdeutschen den Freiheitsrechten ebenfalls
eine erhebliche Bedeutung bei; Ost und West
unterscheiden sich hier nur unwesentlich von-
einander. Wohlstand ist dagegen weniger wich-
tig als im Westen.

Daß die Ostdeutschen die bestehende Gesell-
schaft kritischer betrachten, ist also auf zwei
Faktoren zurückzuführen: Erstens werden in
erstaunlichem Einvernehmen Sicherheits- und
Gerechtigkeitsdefizite in diesem Land beklagt,
denen - und das ist der zweite Teil der Erklä-
rung - eine besonders große Bedeutung beige-
messen wird.

Thomas Bulmahn
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB)
Tel.: 030/25491389

Anmerkungen:
1) Frage: „Was meinen Sie? In welchem Maße

sind die folgenden Freiheiten, Rechte,
Chancen und Sicherheiten in der Bundes-
republik realisiert? Sind diese voll und ganz
realisiert, eher realisiert, eher nicht reali-
siert oder überhaupt nicht realisiert?“

2) Frage: „Wie sehr stimmen Sie dieser Aus-
sage zu? - ‚Alles in allem kann man in ei-
nem Land wie Deutschland sehr gut leben.‘
-  Stimmen Sie dieser Aussage voll zu, eher
zu, eher nicht zu oder überhaupt nicht zu?“

Graphik 2: Unterschiedliche Wertmaßstäbe in Ost und West

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998


